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Verordnung
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Vierundzwanzigste Verordnung zur Anderung der

Weinverordnung

A. Problem und Ziel

Deutscher Wein verliert im internationalen Vergleich seit Jahren kontinuierlich Marktantei-
le. Auch der tendenziell ricklaufige Verbrauch im Inland fuhrt zu sinkenden Erlésen. Um
die wirtschaftliche Perspektive der Erzeuger im Wettbewerb und bei abnehmenden men-
genmaRigen Absatzen zu starken, sollen in Verbindung mit MaBhahmen zur Marktstabili-
sierung Mdoglichkeiten zur Absatzsteigerung und Wertschépfung geschaffen und ausge-
baut werden. Hierzu erfolgen Anpassungen sowohl im Weingesetz als auch in der Wein-
verordnung. Die Anpassungen im Weingesetz und der Weinverordnung stehen in engem
Zusammenhang und sollen als Gesamtpaket bei der Verwirklichung der oben genannten
Ziele helfen.

Zentraler Baustein der vorliegenden Vierundzwanzigsten Verordnung zur Anderung der
Weinverordnung ist in diesem Zusammenhang die von der Europaischen Union verfolgte
Qualitatspolitik, insbesondere im Bereich geschitzter Herkunftsbezeichnungen. Im Quali-
tatsweinsegment soll daher das deutsche System - in Anlehnung an das romanische Mo-
dell - starker zu einem an der geografischen Herkunft orientierten System weiterentwickelt
werden. Dabei soll jede Herkunft fur ein klares Profil stehen und dem Grundsatz ,je klei-
ner die Herkunft, desto h6éher die Qualitat” folgen. Den Weg der herkunftsbezogenen Pro-
filierung gehen bereits heute zahlreiche Betriebe entweder lber den Schutz neuer Wein-
namen oder Uber freiwillig beschlossene strengere Qualitatskriterien fur die Vermarktung
von Weinen aus kleineren geografischen Einheiten innerhalb eines geschitzten geografi-
schen Gebietes. Um dieser Entwicklung sowohl aus Erzeuger- als auch Verbrauchersicht
eine Struktur zu geben und diese verstandlich zu machen, bietet sich ein einheitlicher
Rechtsrahmen an, der den Erzeugern zugleich weiterhin geniigend Gestaltungsspielraum
Uber die entsprechende Anpassung von Produktspezifikationen lasst. Dabei soll von der
im Unionsrecht verankerten Ermachtigung der Mitgliedstaaten Gebrauch gemacht wer-
den, die Verwendung von Namen geografischer Einheiten, die kleiner oder grof3er sind als
das Gebiet der geschiitzten Herkunftsbezeichnung, einzuschranken.

Um zusatzliche Marktpotenziale ausschopfen und das Angebot an Basisweinen erweitern
zu kobnnen, sollten neben Einschréankungen bei Weinen mit geschitzter Ursprungsbe-
zeichnung in der Spitze der Herkunftspyramide Restriktionen bei Weinen mit geschutzter
geografischer Angabe oder bei Weinen ohne Herkunftsschutz gelockert oder aufgehoben
werden.
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B. LOsung

Erlass der vorliegenden Anderungsverordnung.

C. Alternativen

Beschrankung auf unionsrechtlich erforderliche Anderungen.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

Haushaltsausgaben ohne Erfillungsaufwand entstehen weder fir den Bund noch fir die
Lander.

E. Erfullungsaufwand

E.1 Erfallungsaufwand far Burgerinnen und Birger

Den Birgerinnen und Birgern entsteht durch diese Verordnung kein zusatzlicher Erfuil-
lungsaufwand.

E.2 Erfullungsaufwand fir die Wirtschaft

Der Wirtschaft entsteht durch die vorgesehenen Anderungen ein geringfiigiger Erfillungs-
aufwand.

E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung

Der neue § 6 fuhrt zu einem einmaligen Erfullungsaufwand fir die Programmierung von
Erfassungs- und Uberwachungsmechanismen in Hohe von rund 64 000 Euro fiir die Lan-
der. Hinzu kommt ein jahrlicher Erfillungsaufwand fur die Verwaltung der L&nder in H6he
von 94 000 Euro. Der neue § 20a fuhrt zu einem geringfligigen jahrlichen Erfullungsauf-
wand der Verwaltung des Bundes.

F. Weitere Kosten

Auswirkungen auf Einzelpreise und auf das Preisniveau, insbesondere auf das Verbrau-
cherpreisniveau, sind nicht zu erwarten.
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Vierundzwanzigste Verordnung zur Anderung der Weinverordnung

Vom ...

Auf Grund des § 7e Absatz 2 Satz 2 in Verbindung mit § 54 Absatz 1, des § 13 Absatz
3 Nummer 1, des 8§ 16 Absatz 2 Satz 1, des § 22 Absatz 2 Nummer 1, des 8§ 22c Absatz 8
Nummer 3 und Absatz 9 Satz 3, des § 22d und des § 24 Absatz 2 und Absatz 3 Nummer 4
und 5 in Verbindung mit 8 54 Absatz 1 des Weingesetzes, von denen § 13 Absatz 3 im
Satzteil vor Nummer 1 durch Artikel 1 Nummer 4, 8 16 Absatz 2 Satz 1 durch Artikel 1
Nummer 11 Buchstabe a, 8 22 Absatz 2 im Satzteil vor Nummer 1 durch Artikel 1 Nummer
4, § 22c Absatz 8 durch Artikel 1 Nummer 18 Buchstabe e, § 22d im Satzteil vor Nummer
1 durch Artikel 1 Nummer 4 und 8§ 24 Absatz 2 und Absatz 3 jeweils im Satzteil vor Nummer
1 durch Artikel 1 Nummer 21 Buchstabe b des Gesetzes vom 2. Oktober 2014 (BGBI. | S.
1586) zuletzt geédndert worden sind und von denen § 7e Absatz 2 Satz 2 durch Artikel 1
Nummer 10 und § 22c Absatz 9 Satz 3 durch Artikel 1 Nummer 15 des Gesetzes vom 15.
Januar 2021 (BGBI. | S. 74) eingefligt worden sind, verordnet das Bundesministerium fr
Ernahrung und Landwirtschaft:

Artikel 1

Anderung der Weinverordnung

Die Weinverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. April 2009 (BGBI. |
S. 827), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 14. Dezember 2018 (BGBI. |
S. 2480) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:
1. Die Inhaltstibersicht wird wie folgt geandert:

a) Die Angabe zu § 6 wird wie folgt gefasst:

.8 6 Erzeugnisse aus Versuchsanbau“.
b) Die Angabe zu § 13a wird gestrichen.
c) Die Angabe zu § 16a wird gestrichen.

d) Nach der Angabe zu § 20 wird folgende Angabe eingefigt:

.8 20a Voriibergehende Anderung*.

2. 8§ 6 wird wie folgt gefasst:

.8 6

Erzeugnisse aus Versuchsanbau
(zu 8 7e Absatz 2 Satz 2 des Weingesetzes)

(1) Die Anpflanzung oder Wiederbepflanzung von Flachen im Sinne von Artikel 3
Absatz 2 Unterabsatz 1 der Delegierten Verordnung (EU) 2018/273 der Kommission
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vom 11. Dezember 2017 zur Ergénzung der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Eu-
ropaischen Parlaments und des Rates hinsichtlich des Genehmigungssystems fiir Reb-
pflanzungen, der Weinbaukartei, der Begleitdokumente und der Zertifizierung, der Ein-
und Ausgangsregister, der obligatorischen Meldungen, Mitteilungen und Vero6ffentli-
chung der mitgeteilten Informationen und zur Ergdnzung der Verordnung (EU) Nr.
1306/2013 des Europaischen Parlaments und des Rates in Bezug auf die diesbezugli-
chen Kontrollen und Sanktionen sowie zur Anderung der Verordnungen (EG)
Nr. 555/2008, (EG) Nr. 606/2009 und (EG) Nr. 607/2009 der Kommission und zur Auf-
hebung der Verordnung (EG) Nr. 436/2009 und der Delegierten Verordnung (EU)
2015/560 der Kommission (ABI. L 58 vom 28.2.2018, S. 1; L 120 vom 8.5.2019, S. 34),
die durch die Delegierte Verordnung (EU) 2019/840 (L 138 vom 24.5.2019) geandert
worden ist, ist den zustédndigen Landesbehdrden vorab mitzuteilen. Die Landesregie-
rungen kénnen durch Rechtsverordnung Vorschriften Giber Form und Inhalt der Mittei-
lung erlassen.

(2) Erzeugnisse von Flachen nach Absatz 1 durfen bis zu 20 Hektoliter je Betrieb
und Jahr vermarktet werden. Soweit es sich bei Erzeugnissen nach Satz 1 um Erzeug-
nisse aus klassifizierten Rebsorten handelt, dirfen diese ab dem fiinften auf das Jahr
der Klassifizierung der angebauten Rebsorte folgenden Jahr nicht mehr vermarktet
werden.

(3) Die Landesregierungen kdnnen durch Rechtsverordnung von Absatz 2 Satz 1
abweichende Vermarktungsmengen festsetzen soweit sichergestellt ist, dass hierdurch
kein Marktstorungsrisiko nach Artikel 3 Absatz 2 Unterabsatz 2 der Delegierten Ver-
ordnung (EU) Nr. 2018/273 entsteht.”

3. 8§ 13a wird aufgehoben.
4. § 16a wird aufgehoben.

5. Nach § 20 wird folgender § 20a eingeflgt:

»8 20a

Voriibergehende Anderung einer Produktspezifikation
(zu 8 22c Absatz 9 Satz 3 des Weingesetzes)

(1) Antrage auf voriibergehende Anderung einer Produktspezifikation sind schrift-
lich oder elektronisch bei der Bundesanstalt flr Landwirtschaft und Ernéhrung zu stel-
len.

(2) Antrage nach Absatz 1 missen folgende Informationen enthalten:

1. den Zeitraum, fiir den die voriibergehende Anderung gelten soll,

2. eine Bescheinigung der fur den Weinbau zustandigen obersten Landesbehdrde
des Landes oder der Lander, in dessen oder in deren oOrtlicher Zustéandigkeit die
betroffenen Rebflachen belegen sind, Gber die Anerkennung der besonderen Um-
stande und Uber die Anerkennung der vortibergehenden Anderung und

3. eine Begriindung der voriibergehenden Anderung.

Sofern fur den betroffenen geschitzten Weinnamen eine Organisation zur Verwal-

tung herkunftsgeschiitzter Weinnamen nach § 22g Absatz 1 des Weingesetzes an-
erkannt und der Antrag nicht von dieser gestellt worden ist, ist zusétzlich zu den
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Informationen nach Satz 1 eine begriindete Stellungnahme dieser Organisation bei-
zufligen.

(3) Fur den Antrag nach Absatz 1 veroffentlicht die Bundesanstalt fir Landwirt-
schaft und Ernahrung im Bundesanzeiger ein zu verwendendes Muster.

(4) Sind die vorgelegten Unterlagen vollstandig, erfolgt unter Berlcksichtigung
der Bescheinigung nach Absatz 2 Nummer 2 und der Begriindung nach Absatz 2 Num-
mer 3 eine Prufung hinsichtlich des Vorliegens der erforderlichen VVoraussetzungen fir
eine vorubergehende Anderung der Produktspezifikation nach Artikel 14 Absatz 2 der
Delegierten Verordnung (EU) 2019/33 der Kommission vom 17. Oktober 2018 zur Er-
génzung der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Européischen Parlaments und des
Rates in Bezug auf Antrédge auf Schutz von Ursprungsbezeichnungen, geografischen
Angaben und traditionellen Begriffen im Weinsektor, das Einspruchsverfahren, Ein-
schrankungen der Verwendung, Anderungen der Produktspezifikationen, die Ldschung
des Schutzes sowie die Kennzeichnung und Aufmachung (ABI. L 9 vom 11.1.2019,
S. 2; L 269 vom 23.10.2019, S. 13) in der jeweils geltenden Fassung. Die Bundesan-
stalt fur Landwirtschaft und Erndhrung entscheidet im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium fur Ernahrung und Landwirtschaft iber den Antrag. Liegen die Vorausset-
zungen fur eine voribergehende Anderung der Produktspezifikation vor, wird der An-
trag bewilligt. Liegen die Voraussetzungen fur eine voriibergehende Anderung nicht
vor, wird der Antrag abgelehnt.

(5) Die Bundesanstalt fir Landwirtschaft und Ernahrung entscheidet im Einzel-
fall, ob die sofortige Vollziehbarkeit der Bewilligung nach Absatz 4 Satz 3 anzuordnen
ist.

(6) Die Bundesanstalt fur Landwirtschaft und Ernahrung verdéffentlicht den bewil-
ligenden Bescheid in nicht personenbezogener Form zusammen mit der geénderten
Produktspezifikation im Bundesanzeiger und auf der Homepage der Bundesanstalt fur
Landwirtschaft und Erndhrung.

(7) Ferner benachrichtigt die Bundesanstalt fir Landwirtschaft und Ernahrung die fir

die durchzufihrenden Kontrollen zustdndige Landesbehoérde dber die gednderte Pro-
duktspezifikation und leitet geman Artikel 18 Absatz 1 Satz 1 der Delegierten Verordnung
(EU) 2019/33 die voriibergehende Anderung der Produktspezifikation zusammen mit der
Begrindung innerhalb eines Monats nach Veréffentlichung des Bewilligungsbescheides
nach Absatz 6 an die Kommission weiter."

6.

7.

§ 32 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

»(3) Beiinlandischem Wein, Schaumwein, Qualitdtsschaumwein, Likdrwein o-
der Perlwein darf die Bezeichnung ,Blanc de Noirs" nur verwendet werden, wenn
es sich um ein Erzeugnis mit geschiitzter Ursprungsbezeichnung handelt, der aus
frischen roten Trauben wie ein Weilwein gekeltert wurde und die fur diese Weinart
typische helle Farbe aufweist.”

b) In Absatz 7 Satz 1 Nummer 3 werden nach dem Wort ,sind“ das Semikolon und
die Worter ,der Bezeichnung ,Schieler” darf zur Angabe der Grol3lage, aus der die
zur Herstellung des Weines verwendeten Trauben stammen, der von der Landes-
regierung durch Rechtsverordnung nach § 39 Absatz 2 festgelegte Gemeinde-
name vorangestellt werden* gestrichen.

8§ 34b wird wie folgt geandert:
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a) In Absatz 1 werden nach dem Wort ,Pradikatswein” die Worter ,sowie bei Quali-
tatslikorwein b.A., Qualitatsperlwein b.A. und Sekt b.A.“ eingeflgt.

b) In Absatz 2 werden nach dem Wort ,Pradikatswein“ die Worter ,sowie bei Quali-
tatslikdrwein b.A., Qualitatsperlwein b.A. und Sekt b.A.” eingeflgt.

8. 8 34c wird wie folgt gefasst:

.8 34c

Teilweise gegorener Traubenmost
(zu § 24 Absatz 2 Nummer 1, 2 und 3 des Weingesetzes)

(1) Nur bei einem teilweise gegorenen Traubenmost mit geschitzter geografi-
scher Angabe oder geschiitzter Ursprungsbezeichnung, der zum unmittelbaren Ver-
brauch bestimmt ist, ist die Verwendung des Begriffs ,Federweiller” zuldssig. Bei der
ausschlie3lichen Verwendung von Rotweintrauben ist die Voranstellung des Wortes
.Roter* oder an Stelle des Begriffs ,Federweil3er” die Verwendung des Begriffs ,Feder-
roter* zuldssig. Die Bezeichnung ,Federrotling” ist nur bei einem teilweise gegorenen
Traubenmost im Sinne von Satz 1 von blass- bis hellroter Farbe zuléssig, der abwei-
chend von § 18 Absatz 1 durch Verschneiden von Weil3weintrauben, auch gemaischt,
mit Rotweintrauben, auch gemaischt, hergestellt ist.

(2) Bei einem teilweise gegorenen Traubenmost, der zum unmittelbaren Ver-
brauch bestimmt ist und in einem anderen Mitgliedstaat der Européischen Union her-
gestellt worden ist, ist der Begriff ,Federweil3er” nur zulassig, wenn in der Kennzeich-
nung eine fir den jeweiligen Mitgliedstaat geschiitzte geografische Angabe oder ge-
schutzte Ursprungsbezeichnung im Sinne des Artikels 93 Absatz 1 Buchstabe a oder
b der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 verwendet wird."

9. Dem § 38 wird folgender Absatz 11 angeflgt:

»(11) Die Verwendung der in Anhang Il der Delegierten Verordnung (EU) Nr.
2019/33 genannten Bezeichnungen an Stelle der Bezeichnung ,Hersteller* oder ,her-
gestellt von“ werden zugelassen.*

10. 8§ 39 wird wie gefasst:

.8 39

Geografische Angaben
(zu § 24 Absatz 2 und 3 Nummer 4 und 5 in Verbindung mit § 54 Absatz 1 des Wein-
gesetzes)

(1) Wird zur Bezeichnung eines Qualitatsweines, Pradikatsweines, Qualitats-
schaumweines, Sekts b.A., Qualitatslikdrweines b.A. oder Qualitatsperlweines
b.A. der Name

1. eines Bereichs oder einer Grol3lage verwendet, ist diesem deutlich lesbar und
unverwischbar in gleicher Farbe und in einer Schriftgrofl3e, bei der die Buch-
staben unabhangig von der verwendeten Schriftart mindestens 1,2 mm grof3
sind, stets die Bezeichnung ,Region“ unmittelbar hinzuzufiigen,

2. einer Gemeinde oder eines Ortsteils verwendet,
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a) muss der Traubenmost oder die Maische im garfahig befllliten Behéltnis
mindestens den fur das Pradikat Kabinett vorgeschriebenen natiirlichen
Mindestalkoholgehalt aufgewiesen haben und

b) darf das Erzeugnis nicht vor dem 1. Januar des auf das Erntejahr der ver-
wendeten Trauben folgenden Kalenderjahres an Endverbraucher abge-
geben werden,

3. einer Einzellage verwendet,

a) ist diesem deutlich lesbar und unverwischbar in gleicher Farbe und in ei-
ner Schriftgrol3e, bei der die Buchstaben unabhangig von der verwende-
ten Schriftart mindestens 1,2 mm grof3 sind, stets der Gemeinde- oder
Orteilname unmittelbar hinzuzuftigen,

b) darf das Erzeugnis nicht vor dem 1. Marz des auf das Erntejahr der ver-
wendeten Trauben folgenden Kalenderjahres an Endverbraucher abge-
geben werden,

c) darf das Erzeugnis mit Ausnahme der zur Sufung verwendeten Erzeug-
nisse nur aus einer in der jeweiligen Produktspezifikation dafir festgeleg-
ten Rebsorte oder mehreren solcher Rebsorten hergestellt worden sein,

d) muss der Traubenmost oder die Maische im garfahig befilliten Behaltnis
mindestens den fiir das Pradikat Kabinett vorgeschriebenen natirlichen
Mindestalkoholgehalt aufgewiesen haben,

e) darf das Erzeugnis nicht mit einem Pradikat bezeichnet werden, soweit es
die fir die Geschmacksangabe ,trocken* oder ,halbtrocken* gemafR An-
hang Ill Teil B der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 2019/33 geltenden
Kriterien erfillt,

f)  muss dem Erzeugnis, soweit es die fir die Geschmacksangabe ,lieblich”
oder ,suf3“ gemal Anhang Il Teil B der Delegierten Verordnung (EU) Nr.
2019/geltenden Kriterien erflillt, in der Qualitatsprifung ein Pradikat zuer-
kannt worden sein und das Pradikat in der Bezeichnung angegeben wer-
den.

In den jeweiligen Produktspezifikationen kénnen strengere und inshesondere
hinsichtlich des Hektarertrags weitere Anforderungen als die in Satz 1 vorge-
sehenen festgelegt werden.

(2) Der Name einer kleineren geografischen Einheit nach § 23 Absatz 1 Num-
mer 2 des Weingesetzes darf nur in Verbindung mit dem Namen einer Einzellage
angegeben werden. Wird der Name einer kleineren geografischen Einheit nach §
23 Absatz 1 Nummer 2 des Weingesetzes verwendet, ist dieser deutlich lesbar
und unverwischbar in gleicher Farbe wie der Lagename und in einer Schriftgréf3e,
bei der die Buchstaben unabhéngig von der verwendeten Schriftart mindestens
1,2 mm grof3 sind, anzugeben.

(3) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe a kann der Ge-
meinde- oder Ortsteilname im Falle der wiederholten Angabe des Lagenamens
durch die Bezeichnung ,Lage” ersetzt werden, soweit dies nach der jeweiligen Pro-
duktspezifikation zulassig ist.

(4) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe e durfen in der
Bezeichnung des Erzeugnisses die Pradikate Kabinett oder Spéatlese verwendet
werden, soweit das Erzeugnis die Voraussetzungen nach 8 20 des Weingesetzes
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erflllt und die jeweilige Produktspezifikation dies vorsieht. Abweichend von Absatz
1 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe f kann auf die Angabe des Préadikats verzichtet
werden, soweit dies nach der jeweiligen Produktspezifikation zulassig ist.

(5) Beiinl&ndischen weinhaltigen Getranken darf ein Hinweis auf die Herkunft
der zu ihrer Herstellung verwendeten Erzeugnisse nicht verwendet werden.*

11. 8 39a wird wie folgt gefasst:

.8 39%a

Geografische Bezeichnungen mit EU-Schutz
(zu § 22c Absatz 8 Nummer 3, den 88 22d und 24 Absatz 2 Nummer 1 und 2 des
Weingesetzes)

(1) Fdr einen Wein oder eine Gesamtheit von Weinen kann ein Antrag auf den
Schutz einer Ursprungsbezeichnung oder einer geografischen Angabe nur gestellt wer-
den, wenn der Wein oder die Gesamtheit der Weine die Anforderungen nach Absatz 2
und 3 erfullt.

(2) Fur den Schutz einer Ursprungsbezeichnung im Sinne des Artikels 93 Absatz
1 Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 muissen folgende Anforderungen
erfullt sein:

1. bei der Festsetzung des Hektarertrages werden die Ertrédge der zehn vorherge-
henden Jahre berlicksichtigt, wobei nur die qualitatsmaRig zufriedenstellenden
Ernten in Ansatz kommen; Ubersteigt in einem Betrieb die Erntemenge den Ge-
samthektarertrag, gelten die 88 10 und 11 des Weingesetzes entsprechend;

2. der natirliche Alkoholgehalt des Weines darf vorbehaltlich einer Verordnung ge-
malfd 8 17 Absatz 3 des Weingesetzes bei anderem als Pradikatswein in der Wein-
bauzone A 7,0 und in der Weinbauzone B 8,0 und bei Pradikatswein in der Wein-
bauzone A 9,5 und der Weinbauzone B 10,0 Volumenprozent nicht unterschreiten
sowie

3. dem Wein muss eine amtliche Prifungsnummer im Sinne des § 19 oder § 20 des
Weingesetzes zugeteilt sein.

Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 gilt entsprechend, wenn im Rahmen eines Antrags nach
Artikel 105 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 die Produktspezifikation der jeweiligen
geschitzten Ursprungsbezeichnung im Hinblick auf den Hektarertrag geandert werden
soll.

(3) Fur den Schutz einer geografischen Angabe im Sinne des Artikels 93 Absatz
1 Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 missen folgende Anforderungen
erfillt sein:

1. beider Festsetzung des Hektarertrages werden die Ertrage der fiinf vorhergehen-
den Jahre bertcksichtigt, wobei nur die qualitatsmafig zufriedenstellenden Ernten
in Ansatz kommen; Ubersteigt in einem Betrieb die Erntemenge den Gesamthek-
tarertrag, gelten die 88 10 und 11 des Weingesetzes entsprechend,;

2. der natdrliche Alkoholgehalt des Weines darf in der Weinbauzone A 6,0 und in der
Weinbauzone B 6,5 Volumenprozent nicht unterschreiten sowie
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3. die Anforderungen des § 22 Absatz 1 Nummer 2 und 3 des Weingesetzes sowie
des § 15 Absatz 3 Nummer 1 und des § 16 Absatz 1a und 2 sind einzuhalten.

Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 gilt entsprechend, wenn im Rahmen eines Antrags nach
Artikel 105 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 die Produktspezifikation der jeweiligen
geschuitzten geografischen Angabe im Hinblick auf den Hektarertrag gedndert werden
soll.”

12. § 42 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 2 und 3 werden durch folgenden Absatz 2 ersetzt:

»(2) Bei einem Wein, ausgenommen Perlwein, Schaumwein und Qualitats-
schaumwein, aus Erzeugnissen ab dem Erntejahrgang 2011, der nicht mit einer
geschutzten Ursprungsbezeichnung oder geschiitzten geografischen Angabe im
Sinne des Artikels 93 Absatz 1 Buchstabe a oder b der Verordnung (EU) Nr.
1308/2013 bezeichnet ist, ist die Angabe der Bezeichnung einer der folgenden
Rebsorten unzulassig:

1. Blauer Limberger,
2. Blauer Portugieser,
3. Blauer Silvaner,
4. Blauer Trollinger,
5. Dornfelder,

6. Griner Silvaner,
7. Miller-Thurgau,
8. Mdllerrebe,

9. Roter Elbling,

10. Roter Gutedel,
11. Roter Riesling,
12. Roter Traminer,
13. WeilRer Elbling,
14. WeilRer Gutedel,
15. WeilRer Riesling.

Dies gilt auch fir Synonyme der unter den Nummern 1 bis 15 aufgefiihrten Be-
zeichnungen von Rebsorten.”

13. Dem 8§ 46 wird folgender Satz angefigt:
.Satz 1 gilt auch, wenn die Angaben nach Satz 1 oder ein Zutatenverzeichnis nach

Artikel 18 Absatz 1 Satz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1169/2011 freiwillig bereitgestellt
werden.”
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14.

15.

16.

17.

18.

§ 46b Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

»(1) Vorverpackte Erzeugnisse, ausgenommen vorverpackte aromatisierte
Weinerzeugnisse und vorverpackte weinhaltige Getranke, dirfen nur in den Verkehr
gebracht werden, wenn die in Artikel 41 Absatz 1 der Delegierten Verordnung (EU) Nr.
2019/33 bezeichneten Zutaten nach Mal3gabe des Anhangs | Teil A der Delegierten
Verordnung (EU) Nr. 2019/33 in deutscher Sprache angegeben sind.”

In 8 50 Absatz 1 Satz 1 werden nach den Wartern ,mit einer” die Worter ,gut sichtbaren,
deutlich lesbaren sowie unverwischbar angebrachten® eingefigt.

§ 53 Absatz 2 wird wie folgt geéndert:

a) Nummer 14 wird aufgehoben.

b) Nummer 19 wird aufgehoben.

Dem § 54 werden die folgenden Absétze 16 und 17 angefigt:

»(16) Erzeugnisse aus Trauben bis einschlie3lich des Erntejahrgangs 2025 dtirfen
nach der bis zum Ablauf des ... [einsetzen: Datum des Tages vor dem Inkrafttreten der
Verordnung] geltenden Fassung des 8 39 gekennzeichnet und bis zum Aufbrauchen
der Besténde in den Verkehr gebracht werden.

(17) Erzeugnisse aus Trauben bis einschlielich des Erntejahrgangs 2022 diirfen
nach der bis zum ... [einsetzen: Datum des Tages vor dem Inkrafttreten der Verord-
nung] geltenden Fassung des 8§ 42 Absatz 2 gekennzeichnet und bis zum Aufbrauchen
der Besténde in den Verkehr gebracht werden.”

Anlage 9 Abschnitt | Nummer 4 wird wie folgt gedndert:

a) Nach den Wortern ,beantragte Bezeichnung ,Classic*,“ werden die Woarter ,bean-

{1

tragte Bezeichnung ,Blanc de Noirs"," eingeflgt.

b) Die Worter ,beantragte Bezeichnung ,Selection®,” werden durch die Worter ,bean-
trage Bezeichnung ,WeilRherbst"“," ersetzt.

Artikel 2

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkiindung in Kraft.

Der Bundesrat hat zugestimmt.
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Begriindung

A. Allgemeiner Teil

l. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Mit dem Vorhaben sollen im Wesentlichen zwei Aspekte aufgegriffen werden. Einerseits
werden verfassungs- bzw. unionsrechtlich notwendige Anpassungen an eine veranderte
Rechtslage vorgenommen. Andererseits soll der Wunsch nach einer starkeren Orientierung
des nationalen Weinrechts hinsichtlich der Angabe kleinerer geografischer Einheiten bei
geschutzten Herkunftsbezeichnungen nach dem Grundsatz ,je kleiner die geografische
Herkunft, umso héher die Qualitat”, welcher im Wesentlichen in der vorliegenden Ande-
rungsverordnung umgesetzt wird, durch einige im Weingesetz vorgesehene Malinahmen
zur Marktstabilisierung und Absatzférderung flankiert werden.

Il. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Die Kriterien fur die Verwendung der Angabe von Namen kleinerer geografischer Einheiten,
insbesondere von Orts- und Lagenamen, sollen mit dem Ziel der Anhebung der Qualitat der
Erzeugnisse bei Weinen mit geschiitzter Ursprungsbezeichnung verscharft werden, um
dem so genannten ,Terroir“-Prinzip (die Qualitat eines Weines bestimmt sich nach seiner
Herkunft) stérker Rechnung tragen zu kdnnen.

Die gemalf Artikel 120 Absatz 2 Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 zu erstel-
lende Liste ausgenommener Keltertraubensorten soll angepasst werden.

. Alternativen

Beschrankung auf die unionsrechtlich gebotenen Anderungen.

V. Regelungskompetenz
Die Verordnungskompetenz des Bundesministeriums fur Erndhrung und Landwirtschaft
ergibt sich aus den in der Eingangsformel genannten Erméachtigungsnormen des Weinge-

setzes, die auf Artikel 74 Absatz 1 Nummer 17 (Forderung der land- und forstwirtschaftli-
chen Erzeugung) des Grundgesetzes gestiitzt sind.

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europaischen Union und vélkerrechtlichen
Vertragen

Der Verordnungsentwurf ist mit dem Recht der Europaischen Union vereinbar.

VI. Regelungsfolgen
1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung
Beschrankungen im Hinblick auf die Angabe traditioneller Begriffe, die Beantragung des

Schutzes von Ursprungsbezeichnungen oder geografischen Angaben, den Restzuckergeh-
alt bei Landweinen sowie die zur Bezeichnung von Wein ohne geschitzte Ursprungsbe-
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zeichnung oder geschiitzte geografische Angabe zugelassenen Rebsorten werden aufge-
hoben. Dies fuhrt zu einer Verminderung des Kontroll- und Prifungsaufwandes der zustan-
digen Behdorden bei der Umsetzung der neuen Bestimmungen.

2. Nachhaltigkeitsaspekte

Eine Nachhaltigkeitsprifung gemaf 8§ § 62 Absatz 1 in Verbindung mit 44 Absatz 1 Satz 4
der Gemeinsamen Geschaftsordnung der Bundesministerien (GGO) ist erfolgt. Die vorlie-
genden Regelungen sind im Sinne der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie dauerhaft trag-
fahig. Zum einen wird dem Nachhaltigkeitsziel 12 ,Nachhaltig produzieren und konsumie-
ren“ Rechnung getragen. Durch die Mdglichkeit der Vermarktung neuer Rebsorten, die sich
noch im Versuchsanbau befinden, wird die Bereitschaft zur Anpflanzung dieser Rebsorten
erhoht. Dies ist insofern im Sinne der Nachhaltigkeit, als dass diese Neuztichtungen weni-
ger Wasser benotigen und eine erhdhte Pilzresistenz aufweisen, was den notwendigen
Fungizideinsatz reduziert. Dies tragt insbesondere zur Erreichung der Ziele des Nachhal-
tigkeitsindikators 8.1 ,Ressourcenschonung” bei. Dartber hinaus wird, wie auch bei der
Gesetzesanderung, auf der die vorliegende Verordnungsanderung beruht, das Prinzip einer
nachhaltigen Entwicklung 4 c ,Eine nachhaltige Land- und Fischereiwirtschaft muss pro-
duktiv, wettbewerbsfahig sowie sozial- und umweltvertraglich sein; sie muss insbhesondere
Biodiversitat, Boden und Gewasser schiitzen und erhalten sowie die Anforderungen an eine
tiergerechte Nutztierhaltung und den vorsorgenden, inshesondere gesundheitlichen Ver-
braucherschutz beachten.” geférdert.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

Haushaltsausgaben ohne Erflillungsaufwand entstehen nicht.

4. Erfullungsaufwand

Erfallungsaufwand fir Bargerinnen und Birger

Keiner.

Erfillungsaufwand fir die Wirtschaft

Die neue Herkunftspyramide und die entsprechenden kennzeichnungsrechtlichen Anderun-
gen mussen entsprechend beworben werden. Hierflr wurden bereits auf Bundesebene die
Mittel der Bundesanstalt fir Landwirtschaft und Erndhrung erhéht. Dartiber hinaus kénnten
einige Betriebe allerdings auch eine Betriebsspezifische Bewerbung vornehmen wollen,
wodurch ein geringfiigiger Erflllungsaufwand entstehen kénnte.

Erfillungsaufwand fir die Verwaltung

Der neue 8 6 fuhrt zu einem einmaligen Erfullungsaufwand fir die Programmierung von
Erfassungs- und Uberwachungsmechanismen in Héhe von rund 64 Tausend Euro fiir die
Lander. Hinzu kommt ein geringfugiger jahrlicher Erfullungsaufwand in Form von Personal-
kosten. Diese durften sich auf 1,4 VZA (drittes EA) in den weinbautreibenden Landern be-
laufen und dementsprechend bei rund 94 Tausend Euro pro Jahr liegen. Der neue 8§ 20a

fuhrt zu einem geringfligigen jahrlichen Erfullungsaufwand der Verwaltung des Bundes.

Den Burgerinnen und Birgern entsteht durch dieses Vorhaben kein zusatzlicher Erfullungs-
aufwand.

5. Weitere Kosten

Messbare Auswirkungen auf Einzelpreise und auf das Preisniveau, insbesondere auf das
Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten.
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6. Weitere Regelungsfolgen

Auswirkungen von gleichstellungspolitischer Bedeutung sind nicht zu erwarten, weil diese
Verordnung keine Regelungen enthdalt, die auf die spezifischen Lebenssituationen von
Frauen und Mannern Einfluss haben.

VII.  Befristung; Evaluierung

Eine Befristung der Verordnung kommt nicht in Betracht, da die vorgesehenen Regelungen
auf Dauer angelegt sind. Ungeachtet dessen ist beabsichtigt, zu gegebener Zeit insbeson-
dere die Auswirkungen der neuen Bestimmungen zur Verwendung kleinerer geografischer
Einheiten zu bewerten. Weiterer Regelungsbedarf kénnte sich aus der Ende 2020 anste-
henden Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik ergeben.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Anderung der Weinverordnung)
Zu Nummer 1

Redaktionelle Anpassungen der Inhaltstibersicht.
Zu Nummer 2

Die Norm dient der Umsetzung der in 8§ 7e Absatz 2 Satz 2 des Weingesetzes vorgesehe-
nen Erméachtigung und erlaubt in Deutschland die Vermarktung von Erzeugnissen aus Ver-
suchsanbau unter den Voraussetzungen des Artikel 3 Absatz 2 Unterabsatz 2 der Verord-
nung (EU) Nr. 2018/273.

Durch Absatz 1 wird die Zustandigkeit hinsichtlich der notwendigen Anmeldung von Ver-
suchsanbau geregelt.

Die in Absatz 2 festgelegte Mengengrenze soll die vom Unionsgesetzgeber in Artikel 3 Ab-
satz 2 Unterabsatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 2018/273 vorgesehene Begrenzung fir die
Vermarktung von Erzeugnissen aus Versuchsanbau aufgreifen und beruht auf folgenden
Uberlegungen:

Die Begrenzung des Flachenzuwachses in Deutschland auf 0,3 Prozent ist der Tatsache
geschuldet, dass die Situation auf dem Weinmarkt insgesamt sehr angespannt ist. Im Lichte
dieser Begrenzung, ist auch an dieser Stelle sicherzustellen, dass der Weinmarkt nicht
durch Erzeugnisse aus Versuchsanbau geflutet und so das installierte Genehmigungssys-
tem umgangen wird. Der Unionsgesetzgeber sieht daher grundsatzlich vor, dass die Ver-
marktung von Erzeugnissen von Flachen mit Versuchsanbau nicht gestattet ist. Er ermach-
tigt die Mitgliedstaaten aber dazu, dies zu gestatten. In Deutschland stellt der Versuchsan-
bau im Hinblick auf sich &ndernde klimatische Bedingungen und der notwendigen Reduzie-
rung von Dungemitteln eine wichtige Komponente da. Der Verordnungsentwurf sieht daher
vor, dass Erzeugnisse von Versuchsanbau mit nicht klassifizierten Keltertraubensorten bis
zu 20 Hektoliter pro Jahr und Betrieb in Verkehr gebracht werden kénnen. Diese Menge
ermoglicht es den Erzeugerinnen und Erzeugern, erste Markttests durchzufiihren und die
Akzeptanz der neuen Rebsorten bei den Verbraucherinnen und Verbrauchern zu testen.
Gleichzeitig handelt es sich um eine Menge, die den Markt insgesamt nicht ins Ungleichge-
wicht bringt. Nach Klassifizierung soll eine Vermarktung noch finf Jahre moglich sein. Diese
Regelung tragt dem Umstand Rechnung, dass eine in einem Anbaugebiet vorgenommene
Klassifizierung, nach Aufnahme in die bei der Bundesanstalt flr Landwirtschaft und Ernéh-
rung gefiihrten Bundesliste fur das gesamte Bundesgebiet gilt. Wird also in Thiiringen eine
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Rebsorte klassifiziert, die sich in Rheinland-Pfalz noch im Versuchsanbau befindet, kdnnen
die Winzerinnen und Winzer in Rheinland-Pfalz noch fiinf Jahre nach Klassifizierung die
aus dieser Rebsorte gewonnenen Erzeugnisse als Erzeugnisse aus Versuchsanbau ver-
markten. Im sechsten auf die Klassifizierung folgenden Jahr ist eine Vermarktung nicht
mehr maglich.

Zu Nummer 3

Der Regelungsinhalt des 8§ 13a wird bereits unionsrechtlich durch die Verordnung (EG) Nr.
1334/2008 aufgegriffen.

Zu Nummer 4

Eine generelle durch den Verordnungsgeber vorgenommene Begrenzung des Restzucker-
gehaltes fur bestimmte Weine mit geschiitzter geografischer Angabe ist sachlich nicht zu
rechtfertigen. Sofern die Erzeuger der jeweiligen Weine die Notwendigkeit einer Begren-
zung des Restzuckergehaltes sehen, kann dies in den Produktspezifikationen geregelt wer-
den.

Zu Nummer 5

Mit der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 2019/33 ermachtigt der Unionsgesetzgeber die
Mitgliedstaaten eine Regelung fiir voriibergehende Anderungen der Produktspezifikation in
das nationale Recht aufzunehmen. Zur Begriindung wird in Erwdgungsgrund (17) der ge-
nannten Verordnung ausgefiihrt: ,Es sollten voriilbergehende Anderungen eingefiihrt wer-
den, damit Weinbauerzeugnisse mit einer geschitzten Ursprungsbezeichnung oder geo-
grafischen Angabe weiterhin unter den geschitzten Namen vermarktet werden kénnen,
wenn Marktteilnehmer aufgrund von Naturkatastrophen, widrigen Witterungsverhaltnissen
oder der Verabschiedung gesundheitspolizeilicher oder pflanzenschutzrechtlicher Mal3nah-
men vorubergehend die Produktspezifikation nicht einhalten kénnen. In Anbetracht ihrer
Dringlichkeit sollten voriibergehende Anderungen unmittelbar nach Genehmigung durch
den Mitgliedstaat gelten. Die Liste der Dringlichkeitsgriinde fiir voriibergehende Anderun-
gen ist erschopfend, da voriibergehende Anderungen Ausnahmen darstellen.“ Mit der vor-
liegenden Regelung wird von der Erméachtigung Gebrauch gemacht.

Zu Nummer 6
Zu Buchstabe a

Die Verwendung des Begriffs ,Blanc de Noirs“ ist bisher nicht geregelt. Dies fuhrt in der
Praxis immer wieder zu Schwierigkeiten und einer unterschiedlichen Handhabung, insbe-
sondere im Zuge der Qualitatsweinprufung. Der Begriff ,Blanc de Noirs* wird entsprechend
der bisherigen tUberwiegenden Verkehrsauffassung als Beschreibung eines Herstellungs-
verfahrens definiert, bei dem rote Trauben mit in der Regel hellem Fruchtfleisch nach Art
der WeilRweinherstellung gekeltert werden. Das Erzeugnis ahnelt somit in seinem Erschei-
nungsbild und geschmacklichen Typizitat einem WeilRwein. Hierdurch unterscheidet sich
ein ,Blanc de Noirs* von einem Roséwein nach § 32 Absatz 1 Nummer 3 und einem Weil3-
herbst nach 8 32 Absatz 5, die ebenfalls aus Rotweintrauben hergestellt werden, die aber
zu einem Wein von blass- bis hellroter Farbe flihren bzw. bei WeilZherbsten jedenfalls einen
Schimmer ins Rotliche haben missen.

Zu Buchstabe b

Die Streichung des zweiten Halbsatzes des § 32 Absatz 7 Nummer 3 ist Folge der Aufhe-
bung des § 39 Absatz 2. Nunmehr gelten fir die Verwendung von Gemeindenamen im Falle
gemeindeubergreifender Lagen die Voraussetzungen des Artikels 55 Absatz 2 Unterabsatz
2 der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 2019/33.
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Zu Nummer 7

Die Verwendung der Begriffe ,Steillage*, , Steillagenwein®, ,Terrassenlage” und ,Terrassen-
lagenwein® sollen kiinftig auch bei Qualitatslikdrwein b.A., Qualitéatsperlwein b. A. und Sekt
b.A. moglich sein.

Zu Nummer 8

Eine Uberarbeitung des § 34c war sowohl aus Grinden der Rechtsklarheit als auch aus
unionsrechtlichen Grinden notwendig.

.FederweilRer” ist ein fur Deutschland geschiitzter traditioneller Begriff gemaf Artikel 112
Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 zu Bezeichnung von Erzeugnissen mit
geschutzter Ursprungsbezeichnung oder geschiitzter geografischer Angabe. Nach Artikel
119 Absatz 2 der Verordnung 1308/2013 kann bei diesen Erzeugnissen auf die Angabe der
Weinbauerzeugniskategorie verzichtet werden. Die entsprechende Vorschrift im bisherigen
Absatz 1 zur verpflichtenden Angabe der Erzeugniskategorie wurde aufgehoben.

Der bisherige Absatz 2 sah vor, dass das Wort ,Landwein“ im Namen einer geschutzten
geografischen Angabe durch das Wort ,Federweil3er ersetzt werden kann. Dies ist unions-
rechtswidrig, solange das Wort ,Landwein“ Bestandteil des Namens einer geschutzten ge-
ografischen Angabe ist. Nach Unionsrecht muss bei Weinen mit geschitzter geografischer
Angabe (und geschitzter Ursprungsbezeichnung) der Name in der geschitzten Schreib-
weise angegeben werden.

Die Verwendung des Begriffs ,FederweiRer” war bislang allen Weinen mit geschitzter ge-
ografischer Angabe, aber lediglich zwei Weinen mit geschitzter Ursprungsbezeichnung er-
laubt (“Franken®, und ,Rheinhessen®). Ein objektiver Grund fiir die Beschrénkung bei Wei-
nen mit geschitzter Ursprungsbezeichnung ist nicht ersichtlich, weshalb die Verwendung
nunmehr flr alle Weine mit geschitzter Ursprungsbezeichnung zuldssig sein soll. Nach
Absatz 2 war bislang ebenfalls erlaubt, dass an die Stelle des Namens der geschitzten
Ursprungsbezeichnung das abgeleitete Eigenschaftswort treten konnte. Auch dies war uni-
onsrechtswidrig. Zukiinftig kann zwar weiterhin das aus dem Namen abgeleitete Eigen-
schaftswort in Verbindung mit dem Begriff Federweil3er angegeben werden. Allerdings er-
setzt dies nicht die Angabe des geschiitzten Namens.

Zu Nummer 9

Deutschland macht mit dieser Vorschrift von der Erméachtigung in Artikel 46 Absatz 3 Un-
terabsatz 2 Buchstabe b der Delegierten Verordnung (EU) 2019/33 Gebrauch.

Zu Nummer 10

Mit der Anderung des § 39 Absatz 1 der Weinverordnung soll fiir kleinere geografische
Einheiten von Weinen mit geschutzter Ursprungsbezeichnung ein rechtlicher Rahmen hin-
sichtlich einer an der Herkunft orientierten Weinqualitdt geschaffen werden.

Absatz 1 Nummer 1 regelt kiinftig nicht mehr lediglich die Kennzeichnung der Bereiche,
sondern sieht auch eine Regelung fir die Verwendung von Namen von in der Weinbergs-
rolle eingetragenen Grol3lagen vor. Beiden geografischen Einheiten muss kinftig der Be-
griff ,Region” unverwischbar, deutlich lesbar, in gleicher Farbe und in der unionsrechtlich
nach Artikel 40 Absatz 3 der Delegierten Verordnung (EU) 2019/33 fiir obligatorische An-
gaben im Weinbereich vorgeschriebenen Mindestschriftgré3e von 1,2 mm unmittelbar hin-
zugefugt werden. Dies gilt auch bei mehrfacher Verwendung der Namen. Diese sind stets
anzugeben, um eine Irrefihrung des Verbrauchers auszuschliel3en. Unmittelbar bedeutet,
dass der Begriff Region ohne rdumlichen Abstand im unmittelbaren Umfeld zu Bereichs-
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oder GroRBlagenamen anzugeben ist und kein weiterer Begriff dazwischen eingefiigt werden
darf. Damit muss der Begriff nicht zwangsléaufig vorangestellt werden, sondern kann zum
Beispiel auch Uber dem Bereichs- oder GroR3lagennamen angegeben werden. Die Verbrau-
cherinnen und Verbraucher sollen kiinftig bereits durch Ansicht des Schau- oder Ricken-
etiketts klare Informationen hinsichtlich der geografischen Herkunft innerhalb der Abgren-
zung eines geschitzten Weinnamens erlangen. Mit der Bezeichnung ,,Region* soll deutlich
gemacht werden, auf welcher Stufe der Herkunftspyramide (Gebiet, Region, Ort, Lage) das
Erzeugnis einzuordnen ist. Dabei werden die bisherigen Stufen Bereich und Grof3lage zu
einer Stufe zusammengefasst, die in der Regel geografisch gréRer als eine Gemeinde und
kleiner als das Gebiet der geschitzten Ursprungsbezeichnung ist und zudem nicht die
strengeren Herstellungs- und Vermarktungsvoraussetzungen erfillen muss, die fur Orts-
und Lageweine gelten. Die Angabe der Bezeichnung dient zudem der Abgrenzung zu Fan-
tasie- und Markenbezeichnungen.

Nummer 2 sieht vor, dass Erzeugnisse nur dann mit dem Namen einer Gemeinde gekenn-
zeichnet werden durfen, wenn die Trauben einen bestimmten Mindestreifegrad bzw. die
Erzeugnisse eine bestimmte Mindestqualitéat aufweisen. Eine Verpflichtung zur Vermark-
tung als Pradikatswein besteht jedoch nicht. Ebenso ist eine Anreicherung zuléssig, sofern
das vorgeschriebene Mindestmostgewicht erreicht wurde. Die Vorgabe eines Vermark-
tungstermins soll eine fir derartige Erzeugnisse notwendige Mindestverarbeitungs- und zur
Reifung notwendige Lagerzeit sicherstellen.

Aus Nummer 3 gehen Uber Nummer 2 hinausgehende Voraussetzungen hervor, die bei
Verwendung von Einzellagenamen eingehalten werden muissen, da die Einzellagen nach
dem ,Terroir“-Prinzip die Spitze der Herkunftspyramide bilden. Um diese Erzeugnisse ein-
deutig fir den Konsumenten erkennbar zu machen und zu Fantasie- und Markenbezeich-
nungen abzugrenzen, ist dem Lagenamen - analog zur Bezeichnung ,Region” bei den Be-
reichen und Grof3lagen — stets der Gemeinde- oder Ortsteilname unmittelbar hinzuzufiigen.
Des Weiteren gilt fiir Erzeugnisse der hochsten Stufe der Herkunftspyramide eine Min-
destausbau- bzw. -reifezeit, die eine Vermarktung vor dem 1. Mérz ausschlief3t. AuRerdem
durfen Weine dieser hdochsten Herkunftskategorie, die eine bestimmte Restslif3e aufweisen,
grundsétzlich nur als Pradikatsweine mit Pradikatsangabe in Verkehr gebracht werden. Um
die Wertigkeit dieser Weine zu unterstreichen, sind die Erzeuger aufgefordert, in der Pro-
duktspezifikation die fur die Erzeugung von Lageweinen zulassigen Rebsorten festzulegen.
Dabei dirfen die Weine weiterhin auch aus einem Rebsortenverschnitt erzeugt worden
sein. Die zur SURung verwendeten Erzeugnisse dirfen auch aus anderen als den fir La-
genweine festgelegten Rebsorten erzeugt worden sein. In Verbindung mit dem ebenfalls
festgelegten Verbot der Angabe des Pradikats bei trockenen und halbtrockenen Weinen
kommt damit die Pradikatsangabe bei Lageweinen einer Geschmacksangabe gleich. Zu-
dem wird dem historischen Verstandnis der Pradikatsangaben Rechnung getragen, wo-
nach mit diesen Bezeichnungen ausschliel3lich rest- und edelstiRe Erzeugnisse assoziiert
wurden.

Daruber hinaus kdnnen die Erzeuger zum Zwecke einer weitergehenden spezifischen Pro-
filierung ihrer Erzeugnisse zusatzliche Kriterien (bspw. Festlegung eines Hektarertrages)
fur kleinere geografische Einheiten festlegen.

Der bisherige Satz 2 wurde aufgehoben, da weder unions- noch nationales Recht der An-
gabe der Namen mehrerer kleinerer geografischer Angaben bei Weinen mit geschutzter
Ursprungsbezeichnung nicht entgegenstehen, sofern die fir die Angabe der Namen gel-
tenden Bestimmungen eingehalten werden.

Ungeachtet der neuen Bestimmungen in Absatz 1 sind die Regelungen des Artikel 55 Ab-
satz 2 Unterabsatz 2 der Delegierten Verordnung (EU) 2019/33 in Verbindung mit 8§ 40 zu
beachten.
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Eine Lage ist nach Artikel 55 Absatz 3 der Delegierten Verordnung (EU) 2019/33 die
kleinste geografische Einheit innerhalb einer geschutzten Ursprungsbezeichnung. Auf-
grund entsprechender wirtschaftlicher Bedurfnisse ertffnet § 23 WeinG die Verwendung
der Namen kleinerer geografischer Einheiten als einer Lage in der Bezeichnung eines
Weins. Um nicht den irrefihrenden Eindruck einer Lage entstehen zu lassen, darf nach
dem neuen_Absatz 2 der Name dieser kleineren geografischen Einheit nur in Verbindung
mit dem Namen der Lage, in der sie belegen ist, angegeben werden. Schliel3lich wurde eine
analog zu Nummer 1 geltende Regelung zur SchriftgroRe des Gemeinde- oder Ortsteilna-
mens geschaffen.

Der bisherige Absatz 2 musste aufgehoben werden, da die unionsrechtliche Erméachtigung
weggefallen ist. Dies fuihrt dazu, dass die Festlegung einer ,Leitgemeinde” durch die Lander
in den Fallen Gemeinde bzw. Ortsteil Ubergreifender Lagen (GroR3- und Einzellagen) nicht
mehr zulassig ist. Ein Gemeinde- oder Ortsteilname darf nur noch dann angegeben werden,
wenn die Bestimmungen des Artikel 55 der Delegierten Verordnung (EU) 2019/33 einge-
halten werden. Damit soll eine Irrefiihrung des Verbrauchers tber die Herkunft des Weines
verhindert werden.

Grundsatzlich soll dem Verbraucher bei Lageweinen durch die Angabe des Gemeinde- oder
Ortsteilnamens signalisiert werden, dass es sich um ein Erzeugnis der hochsten Stufe der
Herkunftspyramide innerhalb eine Gebietes mit geschutzter Ursprungsbezeichnung han-
delt. Der Gemeindenamen bietet dabei zugleich eine geografische Orientierung. Wird der
Lagenamen jedoch mehrfach in der Bezeichnung eines Weins angegeben (Schau- und RU-
ckenetikett) sollen nach Absatz 3 die Erzeuger in der Produktspezifikation festlegen koén-
nen, dass ab der zweiten Angabe des Lagenamens der Gemeinde- oder Ortsteilnahme
durch den Begriff ,Lage" ersetzt werden kann, um den eigentlichen Lagenamen noch deut-
licher hervorheben zu kdnnen.

Die Regelung zur Angabe der Pradikatsbezeichnung bei Lageweinen kann erhebliche Aus-
wirkungen auf bisherige Vermarktungsstrukturen haben. Dies betrifft Gebiete, in denen Be-
triebe zu einem Grol3teil insbesondere trockene Pradikatsweine der Pradikatsstufe Kabinett
und Spatlese oder aber auch restsiiRe Qualitatsweine als Lagenweine vermarkten. Um Be-
trieben in diesen Regionen die Vermarktung dieser Weine auch nach der Ubergangszeit zu
ermdglichen, sieht Absatz 3 vor, dass in der Produktspezifikation Abweichungen von den
neuen Bestimmungen nach § 39 Absatz 1 Nummer 3 Buchstaben e) und f) festgelegt wer-
den konnen.

Zu Nummer 11

Die geltenden Abséatze 1 und 3 bis 6 des § 39a sind mit Unionsrecht nicht vereinbar und
werden daher aufgehoben bzw. neugefasst. Absatz 7 wird aus rechtssystematischen Griin-
den § 22c des Weingesetzes als inhaltsgleicher Absatz 9 angefigt.

Die formale Aufhebung von Absatz 1 hat zur Folge, dass in der Bezeichnung eines Weines
mit geschitzter Ursprungsbezeichnung auf die Angabe der traditionellen Begriffe ,Quali-
tatswein“ bzw. ,Pradikatswein“ verzichtet werden kann, wenn der Begriff ,geschitzte Ur-
sprungsbezeichnung* angegeben wird. Im Falle eines Verzichts auf den Begriff ,Pradikats-
wein“ muss auch die Angabe des Pradikats entfallen, da nach § 20 WeinG ein Pradikat nur
in Verbindung mit dem Begriff ,Pradikatswein“ angegeben werden darf. Dies bedeutet, dass
bei RestsliBen Lageweinen der Begriff ,,Pradikatswein“ anzugeben ist, sofern die Erzeuger
nicht von der Ausnahmeregelung nach § 39 Absatz 4 Gebrauch machen.

Die formale Aufhebung des Absatzes 1 bewirkt weiterhin, dass in der Bezeichnung eines
Weines mit geschutzter geografischer Angabe grundséatzlich auf die Angabe des traditio-
nellen Begriffs ,Landwein“ verzichtet werden kann, sofern der Begriff ,geschiitzte geografi-
sche Angabe* verwendet wird und der Begriff ,Landwein“ nicht Bestandteil des geschitzten
Weinnamens ist.
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Die formale Aufhebung der Abséatze 3 und 4 ermdglicht den Schutz gebietstubergreifender
sowie aullerhalb der bestehenden Anbaugebiete und Landweingebiete liegender Ur-
sprungsbezeichnungen oder geografischen Angaben. Um einen den Schutz rechtferti-
gende Mindestgite und Qualitéat der Erzeugnisse einhalten zu kdnnen, sollen wesentliche
Qualitatsparameter der Produktspezifikation gewisse Mindestkriterien erflillen. Zu diesen
Parametern zéhlen der Hektarertrag und der natirliche Mindestalkoholgehalt.

Bei der Festsetzung des Hektarertrags haben sich die Antragsteller an den jahrlichen Ge-
samtertragen der Erzeuger des abgegrenzten geografischen Gebietes bezogen auf die Fla-
che des Gebietes der letzten zehn Jahre zu orientieren, wobei nur die Jahrgdnge mit ent-
sprechenden Qualitaten zu bertcksichtigen sind. Grundsatzlich gilt ein einheitlicher Hektar-
ertrag fur das gesamte Gebiet des geschitzten Weinnamens. Sofern jedoch in die Pro-
duktspezifikation mehrere Rebsorten aufgenommen werden und sich diese Rebsorten bei
vergleichbar zufriedenstellender Qualitat im Ertragsniveau unterscheiden, kénnen auch auf
rebsortenspezifische Hektarertrage festgesetzt werden. Mit der Regelung soll sichergestellt
werden, dass nach dem Wegfall einer gleichlautenden Bestimmung im Unionsrecht 2008
auch im Falle neu geschutzter Weinnamen der Zweck der Regelungen zum Schutz von
Ursprungsbezeichnungen und geografischen Angaben erreicht wird und Umgehungen ver-
mieden werden. Gleiches gilt fir die Festsetzung des natirlichen Mindestalkoholgehalts,
der einen den Schutz rechtfertigenden Mindestreifegrad der Trauben gewahrleisten soll.

Da bei neu unter Schutz zu stellenden Weinnamen die Hektarertrage von den Erzeugern
(und nicht wie in der Vergangenheit fur die bestehenden geschiitzten Weinnamen von den
Landern) festgesetzt werden, wird in den Nummern 1 der Absétzen 2 und 3 zudem be-
stimmt, dass im Falle einer Uberschreitung des zulassigen Gesamthektarertrags die ent-
sprechenden Regelungen der 88§ 10 und 11 WeinG einzuhalten sind.

Mit den Satzen 2 der Absatze 2 und 3 soll darliber hinaus sichergestellt werden, dass die
ansonsten nur bei Neuantragen geltende Voraussetzung hinsichtlich der Festlegung des
Hektarertrages auch fir bereits bestehende geschiitzte Ursprungsbezeichnungen und ge-
schitzte geografische Angaben gilt, sofern man sich seitens der Schutzgemeinschaften fur
eine Anpassung der in den Produktspezifikationen festgelegten Hektarertradge entscheidet.
Sofern eine neue Rebsorte in die Produktspezifikation aufgenommen wird, gilt grundsatz-
lich der fur die geschiitzte Ursprungsbezeichnung oder geschiitzte geografische Angabe
bereits festgesetzte Hektarertrag, sofern fur die Rebsorte auf Grundlage der Bedingungen
nach den Nummern 1 der Abséatze 2 und 3 insbesondere gesonderte hthere Hektarertrage
festgesetzt werden.

Zu Nummer 12

Der bisherige Absatz 3 wird in geanderter Form zum neuen Absatz 2. Absatz 3 wird aufge-
hoben. Unionsrecht lasst die Anpflanzung von nicht klassifizierten Rebsorten gemar Artikel
81 Absatz 4 Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 ausschlief3lich im Rahmen
von Versuchsanbau zu, welcher wiederum gemanR Artikel 62 Absatz 4 der genannten Ver-
ordnung vom Genehmigungssystem ausgenommen ist. Zudem setzt die Vermarktung ei-
nes Weines mit dem Namen eines geschitzten Weinnamens voraus, dass die zur Herstel-
lung des Weines verwendete Keltertraubensorte in der Produktspezifikation aufgefihrt ist
(vgl. Artikel 94 Absatz 2 Unterabsatz 2 Buchstabe f der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013).

Unionsrecht ermé&chtigt die Mitgliedstaaten, unter bestimmten Voraussetzungen ,fur Weine,
die aus Keltertraubensorten in ihrem Gebiet hergestellt werden, Listen von ausgenomme-
nen Keltertraubensorten zu erstellen (Artikel 120 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr.
1308/2013). Damit wird nicht die Verwendung der Rebsorten zur Herstellung von Weinen
ohne geschitzte Ursprungsbezeichnung oder geschitzte geografische Angabe untersagt,
sondern lediglich die Verwendung bestimmter Rebsortennamen und deren Synonyme.
Denn erst durch die Angabe des Namens wird dem Verbraucher eine bestimmte Weintypi-
zZitat suggeriert.
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Namen von Keltertraubensorten und deren Synonyme gem. Artikel 50 Absatz 3 i. V. mit
Anhang IV Teil A und Absatz 4 i. V. mit Anhang IV Teil B der Delegierten Verordnung (EU)
2019/33 dirfen nur bei der Etikettierung von Erzeugnissen mit geschitzter Ursprungsbe-
zeichnung oder geschiitzter geografischer Angabe bestimmter Lander verwendet werden.
Daher ist eine Aufnahme der Bezeichnungen und Synonyme dieser Rebsorten in die Liste
ausgenommener Rebsorten nicht erforderlich.

Die Liste enthalt die Namen von Rebsorten oder deren Synonyme, die aufgrund lhres Na-
mens und/oder ihrer besonderen Qualitat und/oder ihrer historisch regional begrenzten Ver-
breitung einen Standort typischen Bezug aufweisen und somit charakteristisch und von be-
sonderer Bedeutung fur das geografische Gebiet oder Untergebiet einzelner bestimmter
geschutzter Weinnamen sind, sodass im Falle der Angabe derartiger Rebsorten ein irrtiim-
licher Bezug zur Region des geschitzten Weinnamens hergestellt werden kénnte.

Zu Nummer 13

Es findet eine Angleichung an die Regelungen der Verordnung zur Durchfihrung unions-
rechtlicher Vorschriften betreffend die Information der Verbraucher Uber Lebensmittel
(LMIDV) statt. Dort sieht 8 5 Absatz 2 LMIDV vor, dass Absatz 1 auch im Falle der freiwilli-
gen Angabe gilt. Vorliegend wird darliber hinaus noch explizit die freiwilige Angabe des
Zutatenverzeichnisses genannt, da diese in Absatz 1, anders als im Falle der LMIDV, nicht
aufgefuhrt wird.

Zu Nummer 14

Zum einen wird der Verweis ins Unionsrecht aktualisiert. Zum anderen wird klargestellt,
dass eine Allergenkennzeichnung in deutscher Sprache zu erfolgen hat.

Zu Nummer 15

Entsprechend Artikel 4 Unterabsatz 3 der Richtlinie 2011/91/EU soll hier vorgesehen wer-
den, dass Angaben gut sichtbaren, deutlich lesbaren sowie unverwischbar angebrachten
werden mussen.

Zu Nummer 16

Zu Buchstabe a

Die in Nummer 14 Bezug genommenen Normen wurden aufgehoben.

Zu Buchstabe b

Folgeanderung aufgrund der Umstrukturierung des § 39 Absatz 1.

Zu Buchstabe c

Folgeanderungen aufgrund der Umstrukturierung des 8§ 39 Absatz 1.

Zu Nummer 17

Die neuen Absatze 16 und 17 dienen dazu, den Erzeugern ausreichend Zeit einraumen,

um sich auf die neue Rechtslage einzustellen und gegebenenfalls Produktspezifikationen
anzupassen.
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Zu Nummer 18
Zu Buchstabe a

Kinftig soll entsprechend der neuen Regelung zu dem Begriff ,Blanc de Noirs“, vgl. oben
Nummer 6 Buchstabe a, die Bezeichnung ,Blanc de Noirs" beantragt werden. Bislang ist es
so, dass die Betriebe nach eigenem Ermessen "Blanc de Noirs" auf das Etikett schreiben.
Es kann dabei passieren, dass die Weine sich nach einigen Jahren verfarben. Zum Zeit-
punkt der Auszeichnung war der Wein jedoch hell. Um Beanstandungen aus diesem Grund
zu vermeiden, sollten die Betriebe bereits bei der Anstellung der Weine zur Qualitatswein-
prifung angeben, dass der Wein als "Blanc de Noirs" in den Verkehr gebracht werden soll,
damit die Priifer dies bertcksichtigen.

Zu Buchstabe b

Die Bezeichnung ,Selection”, der ehemalige § 32b, wurde gestrichen, weshalb auch eine
Beantragung der Bezeichnung im Rahmen der Qualitatsweinprifung nicht mehr notwendig
ist. Stattdessen soll die Bezeichnung ,Weil3herbst* nunmehr beantragt werden. Aufgrund
der besonderen Anforderungen, die an die Verwendung dieser Angabe verknipft werden,
soll, vergleichbar der Regelung fiir ,Blanc de Noirs“, auch in diesem Fall die beabsichtigte
Verwendung der Bezeichnung bereits bei der Anstellung zur Qualitatsweinprifung bean-
tragt werden.

Zu Artikel 2 (Inkrafttreten)

Artikel 2 bestimmt, dass die Verordnung am Tage nach der Verkiundung in Kraft tritt.
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	(7) Ferner benachrichtigt die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung die für die durchzuführenden Kontrollen zuständige Landesbehörde über die geänderte Produktspezifikation und leitet gemäß Artikel 18 Absatz 1 Satz 1 der Delegierten Verordnun...
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	10. § 39 wird wie gefasst:
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	(1)  Wird zur Bezeichnung eines Qualitätsweines, Prädikatsweines, Qualitätsschaumweines, Sekts b.A., Qualitätslikörweines b.A. oder Qualitätsperlweines b.A. der Name
	(2)  Der Name einer kleineren geografischen Einheit nach § 23 Absatz 1 Nummer 2 des Weingesetzes darf nur in Verbindung mit dem Namen einer Einzellage angegeben werden. Wird der Name einer kleineren geografischen Einheit nach § 23 Absatz 1 Nummer 2 de...
	(3)  Abweichend von Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe a kann der Gemeinde- oder Ortsteilname im Falle der wiederholten Angabe des Lagenamens durch die Bezeichnung „Lage“ ersetzt werden, soweit dies nach der jeweiligen Produktspezifikation zulässig ist.
	(4)  Abweichend von Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe e dürfen in der Bezeichnung des Erzeugnisses die Prädikate Kabinett oder Spätlese verwendet werden, soweit das Erzeugnis die Voraussetzungen nach § 20 des Weingesetzes erfüllt und die jeweilige Pr...
	(5) Bei inländischen weinhaltigen Getränken darf ein Hinweis auf die Herkunft der zu ihrer Herstellung verwendeten Erzeugnisse nicht verwendet werden.“


	11. § 39a wird wie folgt gefasst:
	„§ 39a
	Geografische Bezeichnungen mit EU-Schutz (zu § 22c Absatz 8 Nummer 3, den §§ 22d und 24 Absatz 2 Nummer 1 und 2 des Weingesetzes)
	(1) Für einen Wein oder eine Gesamtheit von Weinen kann ein Antrag auf den Schutz einer Ursprungsbezeichnung oder einer geografischen Angabe nur gestellt werden, wenn der Wein oder die Gesamtheit der Weine die Anforderungen nach Absatz 2 und 3 erfüllt.
	(2) Für den Schutz einer Ursprungsbezeichnung im Sinne des Artikels 93 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 müssen folgende Anforderungen erfüllt sein:
	(3) Für den Schutz einer geografischen Angabe im Sinne des Artikels 93 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 müssen folgende Anforderungen erfüllt sein:


	12. § 42 wird wie folgt geändert:
	(2) „ Bei einem Wein, ausgenommen Perlwein, Schaumwein und Qualitätsschaumwein, aus Erzeugnissen ab dem Erntejahrgang 2011, der nicht mit einer geschützten Ursprungsbezeichnung oder geschützten geografischen Angabe im Sinne des Artikels 93 Absatz 1 Bu...

	13. Dem § 46 wird folgender Satz angefügt:
	14. § 46b Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
	(1) „ Vorverpackte Erzeugnisse, ausgenommen vorverpackte aromatisierte Weinerzeugnisse und vorverpackte weinhaltige Getränke, dürfen nur in den Verkehr gebracht werden, wenn die in Artikel 41 Absatz 1 der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 2019/33 bezeic...

	15. In § 50 Absatz 1 Satz 1 werden nach den Wörtern „mit einer“ die Wörter „gut sichtbaren, deutlich lesbaren sowie unverwischbar angebrachten“ eingefügt.
	16. § 53 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
	17. Dem § 54 werden die folgenden Absätze 16 und 17 angefügt:
	(16) „ Erzeugnisse aus Trauben bis einschließlich des Erntejahrgangs 2025 dürfen nach der bis zum Ablauf des … [einsetzen: Datum des Tages vor dem Inkrafttreten der Verordnung] geltenden Fassung des § 39 gekennzeichnet und bis zum Aufbrauchen der Best...
	(17) Erzeugnisse aus Trauben bis einschließlich des Erntejahrgangs 2022 dürfen nach der bis zum … [einsetzen: Datum des Tages vor dem Inkrafttreten der Verordnung] geltenden Fassung des § 42 Absatz 2 gekennzeichnet und bis zum Aufbrauchen der Bestände...

	18. Anlage 9 Abschnitt I Nummer 4 wird wie folgt geändert:


	Artikel 2
	Inkrafttreten
	Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.
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